Vorlage Mail-Text an MdBs
Betreff: Psychiatrische und -psychotherapeutische Versorgung suchtkranker Kinder und Jugendlicher – akuter gesundheitspolitischer Handlungsbedarf
Sehr geehrte (r) (Name),
mit großer Dringlichkeit wenden wir/ wende ich uns/ mich als Rolle (z.B. Betroffener Vater, Elternkreisleitung etc.) an Sie.
Die stationäre Kinder- und jugendpsychiatrische und -psychotherapeutische Versorgung der an einer substanzbezogenen Sucht erkrankten Jugendlichen in Deutschland steht vor einem faktischen Zusammenbruch.
Ca. 200.000 Jugendliche sind in Deutschland von substanzbezogenen Störungen betroffen. Nur 20 der 150 kinder- und jugendpsychiatrischen Kliniken in Deutschland bieten eine Abteilung mit einer spezialisierten Suchtbehandlung an, wie sie von den Kinder- und Jugendpsychiatrischen Verbänden gefordert werden. Für den Großteil unserer betroffenen Kinder bedeutet dies bereits heute: keine Versorgung! Weitere 1.100 Jugendliche bräuchten nach der Akutbehandlung noch eine Sucht-Reha. Doch dort sieht es noch düsterer aus: Mit dem sofortigen Aufnahmestopp und der angekündigten Schließung der Dietrich-Bonhoeffer-Klinik entfallen 60 der nur noch 74 medizinischen Reha-Plätze in Deutschland. Mit der Schließung der Dietrich-Bonhoeffer-Klinik reduziert sich diese Zahl auf 14 Plätze bundesweit. Dem steht ein Bedarf von ca. 1.100 Plätzen gegenüber. Gleichzeitig zeigt sich, dass auch die noch vorhandenen spezialisierten Behandlungsangebote sowohl in der Akut- als auch in der Reha-Behandlung unter den bestehenden strukturellen und finanziellen Rahmenbedingungen gegebenenfalls perspektivisch nicht aufrechterhalten werden können.
Die Auswirkungen werden aus elterlicher Perspektive besonders deutlich und zeigen sich kontinuierlich in der Entwicklung vieler betroffener Familien: Bei unseren Kindern kommt es zu fortschreitenden Chronifizierungen und eskalierenden Verläufen. Schulische und soziale Bezüge brechen ab. Sie verlieren Perspektiven und geraten zunehmend in instabile Lebenssituationen. Nicht selten münden diese Entwicklungen in Obdachlosigkeit, schwerer sozialer Desintegration oder Unterbringung im Maßregelvollzug. Gleichzeitig werden in unseren Elternkreisen vermehrt suchtbedingte Todesfälle in sehr jungem Alter gemeldet.
Diese Situation ist das Ergebnis seit Langem bekannter struktureller Probleme für diese Patientengruppe:
· Es fehlen verbindliche, indikationsspezifische Versorgungsstrukturen mit fachlichen Mindestanforderungen und Standards.
· Die bestehenden Finanzierungs- und Steuerungssysteme sind nicht geeignet, den tatsächlichen Bedarf sowie den Aufwand einer fachgerechten Behandlung adäquat abzubilden. Aktuell unterschätzen unzureichende Zugangs- und Zuweisungsstrukturen den Kapazitätsbedarf und die Finanzierung spezialisierter Angebote verhindert deren Aufbau und Erhalt.
· Zwischen GKV und DRV besteht eine strukturelle Versorgungslücke, insbesondere im Übergang zwischen akutpsychiatrischer Behandlung und Rehabilitation, da Zuständigkeiten, Zugangswege, Behandlungsanforderungen und Finanzierungslogiken nicht ausreichend aufeinander abgestimmt sind. Dadurch ist eine nahtlose, bedarfsgerechte Versorgung nicht gewährleistet.
Gleichzeitig liegen die fachlichen Grundlagen dafür, diese Lücken zu schließen, seit Jahren vor – zuletzt noch einmal unterstützt durch die S3-Leitlinie „Sucht und Psychose“ sowie in der S3-Leitlinie „Behandlung cannabisbezogener Störungen“ (beide 2025), die eine integrierte, multiprofessionelle und langfristige Versorgung ausdrücklich empfehlen.
Die aktuelle Entwicklung – insbesondere der kurzfristige Wegfall eines Großteils der vorhandenen spezialisierten Rehabilitationskapazitäten – macht deutlich, dass ein akuter gesundheitspolitischer Handlungsbedarf besteht.
Wir/ich wende/n uns/mich mit diesem Anliegen an Sie in Ihrer Rolle als Mitglied des Bundestags. Wir/Ich bitte Sie, sich dafür einzusetzen, dass dieses Thema mit hoher Priorität und Dringlichkeit aufgegriffen wird und das Bundesgesundheitsministerium im Rahmen seiner Steuerungsverantwortung konkrete Schritte zur Sicherstellung der Versorgung einleitet.
Bitte setzen Sie sich dafür ein, dass für unsere suchtkranken Kinder:
· alle vorhandenen Lösungswege auf Bundesebene genutzt werden, um die Versorgungssituation in Deutschland kurzfristig zu stabilisieren,
· der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) sowie die Deutsche Rentenversicherung veranlasst werden tragfähige und indikationsgerechte Lösungen für eine die Versorgung zu entwickeln und umzusetzen,
· eine bundesweit abgestimmte Datengrundlage zu Versorgungsbedarf und vorhandenen Kapazitäten geschaffen wird.
Für unsere Kinder und uns Eltern ist die Versorgungslücke keine abstrakte Frage, sondern tägliche existenzielle Realität. Sie muss jetzt geschlossen werden!
Mit freundlichen Grüßen
Name Absender, Signatur
__________________________________________________________________________________________
Vor dem Hintergrund des Handlungsbedarfs bei der psychiatrischen und psychotherapeutischen Versorgung suchtkranker Kinder und Jugendlicher  haben die Bundesarbeitsgemeinschaft Elternstimme in Prävention und Suchthilfe (BAG-EPS) gemeinsam mit dem Bundesverband der Elternkreise suchtgefährdeter und suchtkranker Söhne & Töchter e.V. (BVEK) sowie den Landesverbänden der Elternselbsthilfe eine gemeinsame Task Force „Kinder- und jugendpsychiatrische und -psychotherapeutische Versorgung von Minderjährigen und Adoleszenten mit substanzbezogenen Suchtstörungen“ gebildet, die Perspektiven betroffener Familien bundesweit bündelt, gesellschaftlich sichtbar macht und in die gesundheitspolitischen Entscheidungsprozesse einbringt.
Die in der Task-Force organisierten Verbände:
· Bundesarbeitsgemeinschaft Elternstimme in Prävention und Suchthilfe e.V. (BAG-EPS)
· Bundesverband der Elternkreise suchtgefährdeter und suchtkranker Söhne & Töchter e.V. (BVEK)
· Arbeitsgemeinschaft der Rheinisch-Westfälischen Elternkreise drogengefährdeter und abhängiger Menschen e.V. in NRW e.V. (ARWED)
· Baden-Württembergische Landesvereinigung der Elternselbsthilfe Suchtgefährdeter und Suchtkranker e.V.
· Landesverband der Elternkreise Berlin-Brandenburg e.V. (EKKB)
· Landesverbandes der Elternkreise Drogenabhängiger und -gefährdeter Niedersachsen e.V. (LED Nds.)
Kontakt zur Task-Force:
Dr. Christiane Erbel, BAG-EPS e.V., christiane.erbel@bag-eps.de, +49 228 76370420
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